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Die selbständigen und die betreuten Menschen 
Zuletzt beim CSU-Parteitag am vergangenen Wochenende In München hatte der 
Soziologe Helmut Schelsky, Ordinarius in Bielefeld {unser Bild zeigt ihn mit Ludwig 
Erhard), Gelegenheit, seine Thesen über die Gefahrung der individuellen Freiheit 
vorzutragen. Wir veroffen (liehen das Referat, weil seine Gedanken in den Unionsparteien 
immer mehr Anklang finden, im Wortlaut. Aus technischen Gründen erfolgt die Ver
öffentlichung in zwei Teilen Das Manuskript stützt sich auf eine von der CSU veröffent
lichte Mitschnft Wir haben versucht, einige Unklarheiten, die im Trubel eines Partei
tages leicht entstehen können, nach bestem Wissen zu korngieren. 

Meine Damen und Herren! Daß das 
Grundsätzlich· 
der Politik der Bundesrepublik 
politisch wichtig geworden ist, ich 
glaube, das ist ein 81 r, den 
mancher gestandene Politiker viel aus
zustoßen pflegt. Dabei ist in diesem Be
reich natürlich auch eine Politik mög
lich, und ich hatte eigenlln h meine Ein
leitung darauf eingestellt, Ihnen die 
Strategie oder strategischen Vorausset
zungen einer Politik der Grundsatzpro-
grtimme einmal vorzuführen. Ich tue 
dies nicht, weil ich es sowieso als Zumu
tung ansehe, an einem Parteitag etwa 
eine Stunde über grundsätzliche Fragen 
zu sprechen. Ich habe es dafür heute in 
einer Zeitung, Im „Handelsblatt", veröf
fentlicht. 

Aber einige Bemerkungen möchte ich 
dazu doch voraussetzen und hinzufügen, 
denn von dem aus wird mein Vortrag 
verständlicher. Die Grundsätze!. 
sion, mehr noch die theoretischen 
Grundbesinnungen und Einsichten las
sen sich meines Erachtens in Parteigre
mien und in Parteien überhaupt nicht 
am produktivsten führen, sondern sie 
gehören in den offenen, in den öffent
lichen Raum der wissenschaftlichen, der 
politischen Meinungsbildung, also pri
mär wahrscheinlich gar nicht in Grund
satzkommissionen, deren Programme 
nachher die Parteitage absegnen, son
dern im Grunde genommen natürlich in 
Hochechulseminare, in Forschungsstät-

¡n Fachzeitschriften, vor allem in 
die öffentliche Publizistik. 

Ich glaube, gerade die Unionsparteien, 
die CDU und CSU, sollten diese Erfah
rung aus ihrer eigenen Vergangenheit 
gelernt haben. Die christliche Sozial
lehre ist nicht in der Partei, sondern sie 
ist in Hochschulen, soziologischen, sozial-
wissenschaftlichen Zeitschriften und 
Jahrbüchern entwickelt worden, von 
papstlichen Enzykliken ganz abzusehen. 
Aber die ökonomischen und soziologi-
i hen Lehren des Neoliberalismus sind 

eine keineswegs auf die Bundesrepublik 
beschränkt gewesene oder sich be
schränkende wissenschaftliche Schule 
gewesen: Ihre politischen Exponenten 
wie Ludwig Erhard, Müller-Armack, 
Böhm, Ja man könnte fast sogar Karl 
Schiller hinzufügen, wurzelten in 

π Kraft jenseits von Parteibe
schlüssen und Parteiprogrammen. Und 
ich glaube, daran müssen wir uns erin
nern bei den Aufgaben, die jetzt wieder 
vor uns stehen. 

Aber gerade weil diese, sagen wir ein
mal außerparteilichen Sinnproduzenten 
für du· politischen Grundsatzentschei
dungen in der Zukunft viel wichtiger 
sind, als manche Parteibeschlüsse, bin 
ich der Überzeugung, daß nicht etwa die 
Hundestagswahl vom November 1972 
die entscheidende politische Niederlage 
der Unionsparteien war, sondern daß 
hier ein Grundsatzkampf bereits viel 
früher, woanders an Universitäten, an 
Hochschulen, an Forschungsinstituten, 
den Institutionen der Publizistik, der 
Massenmedien verloren worden ist, zum 
Teil auch da, wo die Unionsparteien 
noch die Regierung stellen. Ich sage 
ganz offen, daß ich es nun fast am 
Rande des politischen Schwachsinns 
halte, dies nur als „Bildungspolitik" an
zusehen. 

Und eine letzte Einsicht vorher: 
Wirklich grundlegende theoretische 
Einsichten in der Politik, im Sozialen 
lassen sich niemals parteimonopolistisch 
abgrenzen. Dafür zwei Beispiele: Er
stens ist der Neoliberalismus als wirt
schaftliche, gesellschaftliche Ordnungs
vorstellung in der Adenauer-Ara 
eigentlich ein Grundsatzprogramm der 
CDU;CSU oder auch der FDP gewesen. 
Oder ein neues Beispiel: Die neomarxi
stischen Grundsatzüberzeugungen über
springen doch heute ganz offensichtlich 
die partei- und organisationspolitischen 
Abgrenzungen zwischen Maolsten, An
archisten, Kommunisten, Jungsoziali
sten, Jungdemokraten. Die Bruderzwiste 
der Linken können doch nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß sich hier längst 
eine theoretische, ideologische Volks
front konstituiert hat. Diese gemeinsa
men denkerischen Grundlagen sind 
auch praktisch politisch wichtig. 

Ich will nicht weiter darauf eingehen. 
Jeder praktische Politiker wird wissen, 
daß hier die Frage der Koalitionen wohl 
entscheidend mit berührt wird. Ich 
mochte auf das Thema kommen, das 
zum Sachthema hier gewählt ist; die 
Frage nach dem Selbständigen, oder wie 
ich es im Gegensatz einmal formulieren 

! will, die Frage nach dem selbständigen 
! und dem betreuten Menschen. 

Ich glaube, daß diese Frage, ob der 
ί selbständige oder der betreute M 
I zum Ziel der Ordnungspolitik am 

Gebieten gemacht wird, en 
Alternative der geistigen 
Zielsetzung ist, die für die Ρ 
buk im nächsten Jahrzehnt entschei
dend sein wird. Das hat nichts zu tun 
mit dem Gegensatz von marxisti 
TotalitarismuB des Ostens zum d 
kralischen Gesellschaftssystem 
Westens — läßt sich daraus jedenfalls 
nicht verkürzen —, sondern Ich 
eine politische Entscheidung innerhalb 
der westlich demokratischen Sy 
die auf die Dauer wahrscheinlich 
tragender sein wird als der vera ι 

rschied zwischen Kommunismus 
und Kapitalismus. Ja, ich bin 
überzeugt, daß mit dieser geistig politi
schen Grundsatzentscheidung im kom
menden Jahrzehnt in Westdeutschland 
eine Strukturauseinandersetzung 

Strukturentscheidung vor 
geht, die von weltgeschichtlichem 
fluß sein wird, weil sie Modellwirkung 
haben wird. 

Dabei setze ich voraus, dan 
land in dem Zeltraum nicht 
kriegerisch von außen bedroht 
und daß es gelingt, die hohe wirtsi 
liehe Produktivität zu erhalten; Voi 
Setzungen, die natürlich ki 
ohne weiteres sicher sind, aber di< 
um den Gedanken einmal klar zu ent
wickeln, hier einmal voraussetze. 

Ein jüngerer Soziologe, Karlheinz 
Messelken, hat kürzlich einmal 
These vertreten, die Produktionsstruk-
turen moderner Industriegesellschaften 
führten polit-ökonomisch zur Bildung 
von zwei Interessenhälften, die in jeder 
modernen Industriegesellschaft um der 
Produktion willen notwendig sind Er 
nennt diese beiden Gruppen natu 
mit Fremdwörtern, die Dispositiven au Γ 
der einen, die Exekutiven auf der ande
ren Seite, 

Er sagt, die „dispositive Gruppe" sieht 
sich im Beruf vor selbständigen Ent
scheidungen, versteht ihre Arbeit als in
dividuelle Leistung, erhält dafür ein 
relativ hohes Einkommen und bildet in
dividuelle Rücklagen für die Wechsel
fälle des Lebens. Diese Art der Lebens
führung ist für sie der Ausdruck von 
Verantwortungsbewußtsein und Frei
heit, und sie fordert als soziale Leistung 
des Staates, daß er diese Form 
Lebensführung und Berufstätigkeit 
durch seine Politik öffentlich forden. 

Dagegen sehen sich die „Exekul· 
in der Arbeit vor allem vor Aufgaben 

Ile normiert sind, die kaum In
ri gernde Leistungen zulas-

Ihre Arbeit bringt daher kaum be
rufliches Prestige und meistens verhält
nismäßig geringe Einkünfte. Sie müssen 
sich daher gegen die Wechselfälle des 

ns durch organisierte Sicherheit 
schützen und dieser Organisations
zwang, inzwischen zur Staatsmacht ge
worden, macht die Daseinsfürsorge für 
die .Exekutiven" dann auch zum vor
nehmsten Staatszweck. 

Ich halte diesen Erklarungsansatz für 
durchaus fruchtbar. Der Autor ist übri
gens der Meinung, die beiden Gruppen 
werden sieh, im parlamentarischen 
System durch parlamentarische Voten 
im Gleichgewicht hatten. Allerdings 
lieht er auch, daß die moderne Indu
striegesellschaft eine Tendenz hat zu 
immer größeren wirtschaftlichen und 
organisatorischen Produktionseinheiten 
und damit die Verbreiterung der Ab
hängigkeit immer mehr gefördert wird; 

iale Selbständigkeit damit immer 
mehr verringert wird. Er nennt das eine 
Tendenz zur Sozialdemokratisierung 
Westeuropas etwas Im schwedischen 

Nun, soziale Gesetzlichkeiten von 
I Wissenschaftlern erkannt, haben 
t genschaft, daß sie nicht einzutref

fen brauchen. Daß man sie verstärken, 
daß man sie Gott sei Dank poli

tisch auch widerlegen kann. Und hier 
möchte ich mit meinen Thesen einset
zen. 

Ich halte die Selbständigen und die 
Betreuten, wie Ich diese beiden Grup
pen einmal nennen möchte, nicht für 
unaufhebbare funktionale Produktions
gruppen, sondern Ich verstehe sie als 
Zielgruppen sozialer Verhaltensmuster, 
zwischen denen eine langfristige Politik 
wählen kann und wählen muß. Sicher
lich 1st es richtig, daß es sozusagen 
Zwangstendenzen gibt zu Immer größe
ren Betriebseinheiten in der Wirtschaft, 
in Behörden, im Ausbildungswesen, Ge
sundheitssystem und daß damit durch 
immer mehr genormte Tätigkeit exeku
tiver Arbeit Unselbständigkeit entsteht, 
wenn man nichts politisch programma
tisch dagegen tut. Die Zentralisten der 
größeren unternehmerischen Konzen
tration, der behördlichen Planungsbüro
kratien, die Anhänger von Gesamtinsti
tutionen, wie das heute heißt, Gesamt
schulen, Hochschulen, von Großverbän
den und Großgewerkschaften ziehen 
natürlich alle an einem Strang, an der 
Vermehrung der individuellen Unselb
ständigkeit, an der Verstärkung der Ab
hängigkeit des Menschen als organisato
risch und sozial Betreuter, an der soge
nannten Rationalisierung seiner Arbelt 
durch technische, durch didaktische 
Normierung, arbeiten an der Verschu-
lung, an der Routinehaftigkeit seines 
Alltags. Man muß das einmal deutlich 
sehen, daß heute der rationalisierende 
Industriemanager, der zentralisierende 
Planungsbürokrat, der Gewerkschafts
boß und der irgendwelche Kurn'.tular-
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oder Rahmenpläne entwerfende Päd
agoge in einer Front stehen, nämlich die 
Verunselbständigung des Menschen 
weitertreiben, mit welcher betreuenden 
ideologischen Programmatik oder Moti
ven das auch immer geschieht. Man 
muß das erkennen, um dagegen Pro-

f ramme entwickeln zu können. Dieses 
•roblem ist früher unter anderem eben 

vielleicht schon gesehen worden, Indivi
duum, Kollektiv. Ich möchte darauf 
nicht eingehen. 

Nach meinem Urteil greifen diese Be
griffe nicht mehr. Es gibt kein freies In
dividuum ohne freie Institutionen. Auf 
der anderen Seite ist Solidarität eine 
hohe soziale Tugend, und es 1st gar 
nicht leicht, sie abzugrenzen vom Kol
lektivismus. Solidarität ist die notwen
dige Lebenshilfe der sozial Schwachen. 
Aber, in der Moderne ist die kooperative 
Solidarität bald nicht mehr nur ein ge
nossenschaftliches Zueinander, nicht 
mehr nur Gruppenzusammenhalt und 
Gruppeneinordnung des einzelnen • . . 
Der Wohlfahrtsstaat als Schutz der 
sozial Schwachen wird dann unverse
hens sehr bald zum planstaatlich büro
kratischen Vormundschaftsstaat und 
bleibt es. 

Da kann man nur den Aphoristen 
zitieren: Alle Gewalt geht vom Volke 
aus und kommt niemals zurück. Ge
nauso wie übertriebene personale Selb
ständigkeit in Herrschaft über andere 
ausarten kann (das war das Phänomen 
des übertriebenen Privateigentum« als 
Herrschaftsmacht), so schlägt die sozial 
hilfreich gemeinte Betreuung der sozial 
Schwachen auf die Dauer in eine Herr
schaft der Betreuer um, die dann ein 
politisches Elgeninterene daran haben, 
die Betreuten materiell und vor allem in 
ihrem Selbstverständnis hilflos und 
hilfsbedürftig, also unselbständig zu e r · 
halten. 

Diese Herrschaft der Betreuer kann 
politisch in sehr verschiedenen Formen 
erscheinen: als Wohlfahrtsdiktatur, wie 
man Schweden bezeichnet hat, ali Er
ziehungsdiktatur, als Herrschaft der 
Funktionäre, als Meinungsbeherrschung 
und -manipulierung usw. Diese Formen 
der Betreuungsherrschatt ließen sich in 
der Bundesrepublik in Einzelheiten 
glänzend nachweisen. Aber ich möchte 
beim Grundsatz bleiben. Da sowohl 
Selbständigkeit wie Solidarität positive 
soziale Werte sind, kann es niemals in 
der Politik um ein Verhältnis des Ent
weder-Oder, des Sich-gegenseitig-Aus 
schließens gehen, sondern es geht um 
das situationsbedingte Vorziehen de 
Wertes, der dran ist. 

Sind diese linken Gruppen wirklich so uneigennützig? 
In der Tat liegt die Entscheidung, die 

heute und füi hiten Jabí 
in der Bundesrepublik ansteht, 
Frage, ob die Bewahrung der 1 
tier Person oder die Vervollkommnung 

wichtigere, als aringhi 
werden muß. Kein vernünftiger M 
ich hatte bald gesagt auch kein Politiker 
und keine Partei, wird auf den Gedan
ken kommen, Irgendeine Gesellschafts
ordnung zu wollen, die personale Frei
heit und soziale Gerechtigkeit als einan
der ausschließende Ziele verfolgt. 
Selbstverständlich will man stets beides. 
Aber nach meiner Erfahrung er 
mir nichts schwieriger, als das politische 
Vorziehen von wichtigeren Zielen gegen
über augenblicklich weniger wichtigen 
— also die sogenannte Präferenz unse
rer Zielsetzungen — begreiflich zu 
machen. . . 

Eine demokratische, das heißt ihre 
Herrschaftsposition auf Meinungszu
stimmung, auf Sinnvermittlung begrün
dende Politik greift fast unmi 
und unvermeidbar zu dem groben Raster 
der Entgegensetzung von Nur-Wert, 
Nur-Unwert, von schwatz und weiß, 
und zwar in der dementsprechenden, ich 
wurde sagen zweiten Täuschung, nam-
lieii der Behauptung, daß man alle 
Werte in gleicher Weise vollkommen 
verwirklichen kann; daß man also zum 
Beispiel soziale Gerechtigkeit und Frei
heit der Person gleichzeitig optimal und 
ohne gegenseitige Einbuße politisch 
durchsetzen kann. Ich finde, es gehört 

»olitisi Inn Ehrlichkeit, die die In
telligenz der Bundesbürger nicht dem
agogisch unterschätzt, eine undramali-

eine maßvoile Benennung der 
¡latlven, das heißt der politischen 

Zielgegensätze, um die es im kommen
den Jahrzehnt m der Bundesrepublik 
wirklich geht. 

Es geht, wie ich glaube, nicht um die 
Herrschaft eines Kapitalismus, der nun 
in individualistischer Profitgier die 
Menschen ausbeutet, um die Herrschaft 
der Unternehmerpartei, um den kriegs

treibenden Imperialismus auf der einen 
wie es unsere nach sozialer Ge-

üreienden Linken, Intel* 
iektuellen Pinken, darzustellen pflegen. 
Es g<, dem-
näcbsi d* i Regie-, 
rung zu verwirklichende marxistische 
planwirtschaftliche Sozialisierung unse-

Wirtschaftssystems, oder um die 
totalitäre Herrschaft einer marxisti
schen Ein-Partei. Ich glaube, dieses 
Dilemma wirkt nicht überzeugend. Die 
realistischen Fragen heißen: Hält man 
heute in der Bundesrepublik die soziale 
Gerechtigkeit für gefährdeter oder die 

Selbstbestimmung der Person? 
Nach welcher Seite ist die Immer not
wendige Balance des freiheitlichen 
Sozialstaates verschoben worden, und 
welches Gewicht muß man bei Wahlen 
verstärken: das der gerechten Vertei
lung des Sozialprodukts oder das der 
selbständigen Bestimmung des eigenen 
Lebens gegenüber bürokratischen und 
sonstigen sozialen Vormundschaften? 

•hr Selbständigkeit oder mehr Be
treuung erforderlich? Wobei das erste 
mehr persönliches Risiko, das zweite 
mehr obrigkeitliche vorgesetzte Regle
mentierung mit sich bringt. 

Diese Grundsatzentscheidung ist kei
neswegs damit zu beantworten, daß nur 
eine Seite immer recht hat und die an
dere Seite immer unrecht. Aber es ge
hört zu den Aufgaben, jedem einzelnen 
in unserer Gesellschaft seine konkreten 
Interessen in diesen Entscheidungen 
klarzumachen. In allen anstehenden 
konkreten politischen Fragen — Berufs
bildung, Bildungspolitik, Mitbestimmung, 
Vermogensbildung — läuft die Ent-

lungsllnie genau apt der Linie, ob 
man damit die Selbständigkeit und 
Seibetbestimmung möglichst vieler über 
ihr eigenes Lebensschicksal fördert, 
oder ob man eine höhere soziale Wohl
fahrt und Sicherheit durch Einsetzung 

ι Herrschaftsgruppen errel-
,ιιιιι und will. 

Hier noch zwei Beispiele: Daß eine 
sogenannte Maklergruppe, die Spekula

tion trieb in den Städten, beseitigt wer
den müßte, darüber waren wn 
einig, daß man dann aber ι 
Parteitag der SPD beschließt, anstelle 
des ganzen Maklerberufes, wo es auch 
anständige selbständige heute gibt; «Μιι 
Gremium kommunaler Behörden einzu
setzen, das natürlich zur Versorgung 
von Gesinnungsgenossen dienen kann, 
machte ganz offen, daß es hier eine Um-
funktionierung in eine Betreuungs- und 
Funktionärsherrschaft als eigentliches 
Ziel gab. 

Im übrigen 1st das ähnlich in Hoch
schulen geschehen. Sicher gab es Ab
hängigkeiten von Assistenten, die An
onymität der Studenten, der sogenann
ten Ordinarien-Universität, sie waren 
zu beseitigen. Aber sehen Sie doch ein
mal genau nach: Sind denn die Assi
senten, die Studenten als einzelne selb
ständiger geworden? Im Gegenteil. Sie 
haben gegenüber der Gruppen- und 
Funktionärsherrschaft der sogenannten 
Statusgruppen noch die Selbständigkei
ten verloren, die sie in der sogenannten 
Ordinarien-Universität hatten. 

Zu der verlangten Wahrhaftigkeit 
gehört also, daß man auf den Machtcha
rakter —- auf die Herrschaftsgier der 
Betreuer — hinter diesen Plänen hin
weist. Es sind doch heute vor allem die
jenigen, die ohne großes personales Exi-

Isiko und mit großer persönlicher 
Selbständigkeit leben können (angefan
gen von den öffentlich-ausgehaltenen 
Hochschullehrern, den Lehrern, den in 
öffentlichen Anstalten tätigen Journali
sten bis hin zu den Schülern und Stu
denten), also ich würde sagen, zu den 
wahrscheinlich international freiesten 
Intellektuellen, die alles tun, um die 
Frage der sozialen Verteilungsgerech
tigkeit hochzuspielen. Was 1st hier 
eigentlich am Werk? Ich vermute 
manchmal, ein schlechtes Gewissen. 

Sind diese Gruppen wirklich so un
eigennützig sozial, wie sie tun? I 
sollte die demonstrative Ausbreitung 
des geborgten Elends aus aller Welt und 
die fast einer Gehirnwäsche gleichenden 

Medtenbetonung der sogenannten Rand
gruppen, also von Menschen, die immer 

Ut werden müssen, sollte also diese 
ittturgie dei sozialen Ungerechtig

keit bei uns etwa nur dazu dienen, der 
weitaus größten Mehrzahl unserer Be
völkerung die Hllfs- und Betreungsbe-
dürftlgkeit' einzureden, um die wach
sende Herrschaft der Betreuer, der Vor
mundschaftsgruppen zu begründen und 
zu verharmlosen? 

Das sind die Fragen, die man im Sinne 
von Marktsoziologie, die die Linke ge
pachtet zu haben scheint, stellen muß. 
Nun werden Sie bemerkt haben, daß ich 
den Begriff „selbständig" sehr anders 
verwende als bisher, wenn man von 
selbständigen Berufen sprach. Dafür 
gibt es gute Gründe und Gründe, die ge
rade die Unionsparteien angehen. Ich 
will einige aufführen: Wenn man poli
tisch von Selbständigen spricht, so wird 
damit zunächst ein berufsstatistisch, 
steuerpolitischer Begriff verstanden. Es 
werden die selbständig Handel- und 
Gewerbetreibenden, die Bauern, die 
freien Berufe, die Ärzte, Rechtsanwälte 
und ähnliche Einkommensteuerpflich
tige gemeint. Wir Soziologen nennen das 
den alten Mittelstand, und die Politiker 
sind nicht sehr weit davon entfernt, 
wenn sie von Mittelstandspolltik reden. 
Daß diese Berufsgruppe und die mit ihr 
verbundene Vorstellung der sozialen 
Selbständigkeit meines Erachtens zu 
deutlich und zu lange in den Zielvor-
stellungen der CDU und CSU an erster 
Stelle gestanden haben und daß, was 
viel wichtiger ist, daß die Vertreter die
ser sozialen Gruppe des alten Mittel
standes in überproportionalem Ausmaß 
die Parteiarbeit und -organisation der 
vor allem lokalen Parteigremien be
stimmen konnten (was übrigens auch 
früher bei der FDP der Fall war), das 
drängt diese Parteien mehr und mehr in 
eine sozialgruppenhafte Minderheiten
rolle in ihrer Wählerrekrutierung. Ich 
habe in dieser Hinsicht einige soziologi
sche Erhebungen gemacht. Ich weiß, 
was ich sage. 

Vor allem aber schwindet in vielen 
Ortsbezirksvereinen das noch unbeküm
mert praktizierte politische Führungs
recht der alten Mittelitandsgruppe, oft 
Honoratioren genannt, und zwar 
.schwinduteeVtef schneller, als din Par
teiorganisation es merkt. Wenn also von 
innerer Parteireform an der Basis gere
det wird, dann doch wohl in Richtung 
einer stärkeren Repräsentanz aller 
Sozialgruppen. Und dann wird man bald 
sehen, daß es gerade wegen der Vielzahl 
der dann auftauchenden Gruppeninter
essen einer Neuformulierung der ge
meinsamen politischen Nenner bedarf 
und dazu gehört m. E. ein umgedachter 
Begriff der Selbständigkeit. 

Ich kann das Argument noch politisch 
aktueller bringen: die SPD hat im letz
ten Wahlkampf sich betont unter der 
Parole „die Partei der Arbeitnehmer" 
herausgestellt. Und hat damit mehr un
ausgesprochen als ausgesprochen den 
Eindruck erzeugt, die CDU und CSU 
seien die Parteien der Arbeitgeber, der 
Kapitalisten oder zumindest der Selb
ständigen und nicht der Lohn- und Ge
haltsempfänger. Auf diese Provokation 
ist von den Unionsparteien nach meinen 
Gefühlen In der Sache kaum überzeu
gend und eindrucksvoll, mindestens in 
überzeugenden und eindrucksvollen Ge
genformeln geantwortet worden. Die 
Union hat (ich sogar durch Ihre allzu 
bereitwilligst gebilligte propagandisti
sche Unterstützung von selten der Un
ternehmer in das politische Feindbild 
der anderen Seite etwas eingeordnet. 

Dabei ist der reale, der Wirklichkeits
gehalt dieser Formel natürlich minimal, 
ja ist im Grunde genommen eine Täu
schung. Wir haben heute inagesamt 
rund 82 Prozent Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik, 10 Prozent Selbstän
dige mit den mithelfenden Angehörigen 
18 Prozent, und wenn wir dann sehen, 
daß die zwei großen Blöcke praktisch 
gleich groß sind, dann wird wohl deut
lich, daß dieses Kriterium in Realität 
gar nichts mehr entscheidet. 

Aber welche sind denn die politischen 
und sozialen großen Interessenformeln, 

wenn der Gegensatz von Arbeitnehme· 
und Arbeitgeber und der dahinste 
hende von Arbeiter und Bürger oder ga 
das alte zwiespältige Gespenst von Pro-' 
letarier und Bourgeoisie nicht mehr 
realistisch zutreffen? Welche GrunoV 
satzentscheidungen der modernen Ge
sellschaftsstruktur, Produktionsstruk-
tur, sind denn dem entgegenzuhalten? 
Hier kann man nicht auf einen dritter 
Weg vage ausweichen. Diese Formelri 
ziehen die Unentschiedenen und di 
Konfliktvermeider an. Das bring 
sicherlich Augenblickserfolge in Wah
len, das trägt aber nicht auf die Dauer. 

Auch kann nach meinem Urteil, kön
nen die Unionsparteien als Volkspar
teien nicht einfach vom alten Mittel 
stand auf den neuen Mittelstand, auf di 
sozialen Aufsteiger als soziale Ziel 
gruppe umsteigen, wie es ja die FDP zu 
nächst mit gewissem Erfolg getan ha 
Denn damit würden die Unionsparteie 
auf die Dauer nur eine andere Minder 
heitspositton anzielen. Hier müssen neu 
realistische Interessenalternativen in 
Spiel gebracht werden. Hier muß i 
jeder Form die ganze Klassenideologi 
müssen auch die veralteten und akade 
mischen Schichtungebegriffe von Ober
schicht, Mittelstand, Unterschicht ein 
mal angegriffen und zugunsten neuer 
zukunftsträchtiger Entscheidungen un 
Begriffe über Bord geworfen werden. 

Wenn Sie mich fragen, was dem 
Totalanspruch der SPD auf die Arbeit
nehmer entgegenzuhalten wäre, so gibt 
es m. E. zum Beispiel schon zwei Par
teien, ich meine jetzt große Gruppen, 
die fast alle umfassen, von Altgemein
interesse, die ihre politische Vertretung In 
der Bundesrepublik noch nicht im ange
messenen Rahmen gefunden haben. Das 
¡st zum Beispiel die Partei der Ver
braucher, und das ist die Partei der 
Selbständigen, in dem Sinne, wie ich es 
meine, und über diese zweite These 
möchte ich mich nun weiter verbreiten, 
obwohl es mich gereizt hätte, hier über 
die Partei der Verbraucher auch zu 
sprechen. 

Wird /ortgesetzt 

Als unsere Kinder starben, habt Ihr nieht gestreikt! 
Chiles Arzte haben, wie auch andere Gruppen des Mittelstandes, mit Streiks dazu 
beigetragen, da« Land in ein Chaos zu stürzen, das dann die Militärs zum Vorwand 
für Ihren Putsch nahmen Lange vor nein Staatsstreich schrieben die Slumbewohner 
von Santiago den Ärzten folgenden Brief (veröffentlicht am 2. 11. 1972 In der Zeitung 
„Aurora de Chile*): 

Ihr kennt uns gut. Wir 
Pattenten aus dem allg> iVarte-
saal, wir 
nik der „población* ( " Eier 

d die
jenigen, die vom Sozia ungs-

il behend. 
Armen Chile», die 
Unterernährung, Kim 
Und vorzeitigen Tod füllen. 

diesen Tagen arbeitete man wohl 
in den Hospitälern. Das medizinische 
Personal u h versorg
ten die Krankenhííu einige von 

, arbeitete 
waren Im Streik. 

Win 
waren wir alle in den Fai 1er auf 
dem ι ·η Eure Autos, bau
ten Kul 

< Kleider, die Eure Kraue 
Oberstadt kaufen. Wir bauten 

' auch die Hausei, die ihr besieheo wer« 

( det. Die Autos und Häuser sind teuer, 
¡ die wir für Euch machen. Warum? Weil 

π tied und sie nicht kaufe. 
| nen. Wir machen die ) 

und η uns. Was, für eine eigenar
tige Geecllscnaft! 

W¡: uns, wer Ihr In Wirklich· 
j keit ι seid Jahrelang haben 

wir den Acker besät und abgeerntet, 
Häuser gebaut und Autos konstruiert, 

1er genäht und Möbel gezimmert. 
Während wir verdreckt auf dem Feld 
schwitzten oder uns auf dem Bau 
schmutzig machten, habt Ihr Bücher ge

liert und ítorien ex-
tlaben w ! 

I Euer Essen gesorgt 
Bure Häuser g· i wir das 
gemacht, wärt Ihr vor Hunger um -

Boden schlafen müssen, 
aber Ihr hat eben auch 

dreckig machen müssen und «chv 
' u m 

Wir hatten nichts dagegen. Ihr konn
tet essen, Euch gut kleiden und Eure 
Wohnung konntet 
und Arzt werden. Wir konnten dal 
nicht, weil wir len. 

Jetzt seid Ihr im Streik. Zusammen 
mit den großen Spediteuren, zusammen 
mit den Gniugrundbesii ι den 
großen Industriellen, zusammen m¡! 

¡íuufleuten, die, wie Ihr nur zu gut 
wißt, die eute von Chile sind. 
In dieser Notsituation haben sich einige 

ι neh auf die Seite der Reichen ge
stellt. 

Niemals haben wir gesehen, daß Ihr 
Euch auf die Seite der Armen gestellt 
habt, die Seite der Arbeiter, Land 
ter und pobladores, auf die Seite derje
nigen, die für l· ten. Dies sagen 
wir, weil Ihr niemals in Streik getreten 

venn unsere Babys zu Beginn des 
Somm i „poblaciones" wie Flie-

ii an den Folgen von 
irchfall. Ihi emal* ge-

! für unsere i -.it 30 
H schon keine Zähne mei,, 

Munii haben. Niemals habt Ihr ges 
wegen unserer Unterernährung. Und 
Ihr kanntet die sanitären Bedingungen, 

unter denen wir leben. Zum Teufel, und 
ob Ihr sie kanntet! 

Niemals habt Ihr deswegen gestreikt. 
Mehr noch: wir denken daran, mit 
welch einer Geringachätzung Ihr uns 
behandelt habt. Kaum betraten wir den 
Behandlungsraum, habt Ihr uns schon 

t, in diesem Ton, mit dem der 
Patron eines fundo seine Landarbeiter 
behandelt; „Mach schnell, nun leg Dich 
schon hin!" Immer hat uns dieses Duzen 

it, weil es nicht ein brüderliches 
Duzen von einem Arbeiter zum anderen 
war, sondern das hochmütige Duzen des 
Reichen gegenüber dem „Unterlegenen". 

Und wir dachten bei un»: „Weiß er 
denn nicht, daß das Essen, das ihn am 
Leben hielt, während seiner Studien in 
der Medizinischen Fakultät, von uns 
produziert worden ist?" 

Das dachten wir, aber wir sagten ei 
' uns damals noch vor 

Leuten fürchteten, die vornehm reden; 
.tten Scheuklappen vor den feinen 

Herren, uns erschreckten die schönen 
Teppiche, die luxuriösen Häuser, die 
Direktorenbüros und alle solche Su 
Es war uns nicht aufgegangen, daß wir 
die» alles ja mit unseren eige 

den gemacht hatten. Es war uns nicht 
bewußt, daß diese studierten Herren, die 
to viel wissen, gleich wie wir geboren 
wurden, nackt und unwissend. Und es 
wäre uns gar nicht eingefallen, daß sie 
aus ihrer Unwissenheit und Nacktheit 
deshalb herausgekommen sind, weil wir 
sie bedienen, bekleiden und verpflegen. 
Jetzt ist es uns aufgegangen. 

Aber nicht nur das, Wir haben noch 
mehr erkannt: „Was würde geschehen, 
wenn wir nicht weiter produzieren wür
den, um die Zukunft des Arztes zu 
sichern?" 

Habt Ihr einmal darüber nachgedacht, 
was dann geschehen würde? 

Die Dinge In unserem Land haben »ich 
verändert und sind weiter dabei, sich zu 
verändern. Die Armen aus der Stadt 
und vom Land werden nicht zulassen, 
daß diejenigen »ich weigern, uns heute 
zu behandeln, für die wir gestern ge
schwitzt und geschuftet haben. Wir 
überließen Euch die Dinge, die wir pro
duzierten, anstatt sie telbst zu verbrau
chen. Aber wir gaben »ie Euch nicht 
gratis. Wir gaben »ie Euch« damit Ihr 
uns danach auch behandelt. 

Einige von Euch haben uns betrogen. 
Aber nicht noch einmall Keine Ausbeu
ter mehr, die uns schwitzen lassen, wf 
sie e» wollen und uns hinterher dl 
kalte Schulter zeigen. Keine Geschäfte
macher In Medizin mehr, sondern wahre 
Arzte. Keine Sammler von Geldscheinen 
mehr, sondern Sozialarbeiter, die bereit 
sind, dem Bienenkorb auch wieder zu
nickzugeben, was sie daraus entnom
men haben. 

Laßt un» die Säle der Universitäten 
mit unseren Söhnen, dem einfachen 
Volk füllenI Da» Volk, da« seine eigenen 
Schmerzen kennt und da» lernt, sie zu 
lindern. Wir wollen die weißen Kittel 
der Studenten für die Söhne der Land
arbeiter, der Arbeiter und pobladores. 
Bau» au» dem Universitätebereich mit 
den Ausbeutern und Geschäftemachern 
der Medizin! Rau» aus den Universitä
ten mit den Verächtern, den Undankba
ren und Gefühllosen! 

Nur das kann eine gute Gesellschaft 
werden. 

Und einige von Euch werden keinen 
Platz mehr darin haben 

Die Armen der Stadt und de» Lande* 


